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			Vorwort

			Name, Adresse, Staatsbürgerschaft. Wenige Zeilen genügen, um missliebige Personen in der Europäischen Union rechtlos zu stellen. Das dafür betriebene Sanktionsregime gehört seit März 2014 zum Herrschaftsrepertoire Brüssels im Kampf gegen Russland. Die betroffenen Personen verlieren den Zugriff auf ihre Konten und ihr Vermögen und werden in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt.

			Anfang 2026 sind es Tausende Personen und Organisationen, die auf solchen schwarzen Listen stehen. Solange es sich dabei um russische oder ukrainische Staatsbürger handelt, die ihren Lebensmittelpunkt nicht in der EU haben, ist deren schiere Existenz nicht bedroht. Doch seit 2022 und verstärkt seit Mai 2025 werden auch BürgerInnen aus EU-Staaten und der Schweiz all ihrer Rechte beraubt. Die Folgen sind dramatisch: Konten und Kreditkarten gesperrt, Vermögen eingezogen, Grenzübertritte verboten, am Aufenthaltsort vollständig blockiert. Hilfe von Verwandten oder Freunden wird als Sanktionsbruch strafrechtlich verfolgt.

			Sämtliche Sanktionen der Europäischen Union erfolgen im Verordnungsweg ohne Vorladung, ohne Anklage, ohne Verteidigung und ohne Schuldspruch. Es sind außergerichtliche Erlässe, die vom EU-Rat beschlossen und von der Kommission exekutiert werden. Die Vorwürfe reichen von »Kreml-Nähe« bis »Informationsmanipulation« und stellen keine rechtlich verwertbaren Straftatbestände dar. Brüssel erspart sich damit langwierige Gerichtsverfahren, die ohnedies keine Aussicht auf Erfolg hätten, und setzt stattdessen auf willkürliche Entrechtung von Gegnern und Kritikern. Damit bringt die Europäische Union eine der wichtigsten demokratischen Grundsäulen zu Fall: die Gewaltenteilung. Rat und Kommission verkörpern Legislative, Exekutive und Judikatur in Personalunion.

			Die Personensanktionen der Europäischen Union erinnern in vielem an vormoderne Strafregime. Deshalb widme ich mich zu Beginn des Buches deren Formen. Die Geschichte autoritär verfügter Entrechtung herrschaftskritischer Personen reicht von der römischen Proskription – der Marcus Tullius Cicero zum Opfer fiel – über die mittelalterliche Erklärung der Vogelfreiheit bis zur frühneuzeitlichen Reichsacht, die u. a. Martin Luther traf. In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts nutzten Diktaturen die Ausbürgerung, um sich politischer Gegner zu entledigen. Die Nationalsozialisten brachten es hierin zur Meisterschaft. Nach 1945 kam sie – vereinzelt – in kommunistischen Regimen wie der DDR und der UdSSR zur Anwendung.

			Die heute gebräuchliche Form der Sanktionierung entstand im Zuge des US-»Kriegs gegen den Terror«. Ein eigenes Kapitel widmet sich diesbezüglich der Terrorliste der Vereinten Nationen, die Personen z. B. im Dienste Washingtons festsetzte.

			Erste längere Sanktionslisten der Europäischen Union galten Anfang der 2000er Jahre baskischen Separatisten, kurdischen Freiheitskämpfern und islamischen Gotteskriegern … bis mit dem Regimewechsel in Kiew 2014 die große Sanktionswelle Tausende erfasste, die sich transatlantischen Interessen oder dem westlichen Narrativ über den Kampf um die Ukraine entgegenstellten.

			Der Abschluss des Buchmanuskripts erfolgte Anfang 2026, als mit Jozef Hambálek, Alina Lipp, Thomas Röper, Hüseyin Doğru, Nathalie Yamb, Xavier Moreau und Jacques Baud sieben Europäer – davon zwei SchweizerInnen – gelistet waren. Es steht zu befürchten, dass es im Angesicht des anti-russischen Furors der EU-europäischen Verantwortlichen nicht die letzten waren.

			Das Buch soll dazu beitragen, das fast schon zur Routine gewordene System außergerichtlicher Zwangsmaßnahmen gegen politische Gegner oder wirtschaftliche Konkurrenten als demokratiepolitisch höchst gefährlich ins Bewusstsein zu rücken. Die ohne rechtliche Verfahren verhängten Personensanktionen sind Ausdruck eines offiziell – noch – nicht verhängten, aber für die betroffenen Menschen existierenden Ausnahmezustandes; und sie sind ein erster Schritt in Richtung Kriegsrecht. Dies zu verhindern, sehe ich als allgemeine gesellschaftliche Aufgabe.

			Mein Dank gilt vielen ungenannt bleibenden HinweisgeberInnen, die mich im Laufe meiner publizistischen Tätigkeit immer häufiger mit Quellen versorgen und damit meine Arbeit erleichtern. Insbesondere bin ich meiner Lebensgefährtin Andrea Komlosy zu Dank verpflichtet, mit der ich in stundenlangen, nein: tagelangen Diskussionen die allermeisten Kapitel besprochen habe.

			Hannes Hofbauer
Wien, im Januar 2026

		


		
			

			Von der Ächtung zur Ausbürgerung – Eine kurze Geschichte politischer Entrechtung

			Ausgestoßen, geächtet, enteignet. Die Geschichte der Menschheit ist voll von herrschaftlichen Repressionen, die unliebsame Untertanen und missliebige Bürger zu rechtlosen Unpersonen machten. Fehlende gesellschaftliche Akzeptanz wird damit durch hoheitliche Zwangsmaßnahmen kompensiert. Dass die Menschen in Westeuropa nach dem Zweiten Weltkrieg davon lange Zeit weitgehend verschont blieben, hängt mit relativer politischer Kompromissbereitschaft und sozialer Ausgewogenheit zusammen. Diese verdankten wir nicht zuletzt der – wie auch immer verzerrten – Existenz eines nicht-kapitalistischen gesellschaftlichen Gegenbildes im Osten des Kontinents, das indirekt aggressives Kapital und expansive Politik im Westen zügelte.

			Spätestens mit dem Auflegen von Sanktionslisten im Frühjahr 2014 gegen ukrainische und russische Personen, die dem westlichen Vormarsch in der Ukraine hinderlich waren, endete die Zurückhaltung in Sachen Ächtung und Enteignung. Seither setzte die Europäische Union Tausende Menschen auf schwarze Listen und schreckt seit Juli 2022 auch nicht davor zurück, Staatsbürger aus EU-Ländern all ihrer Rechte zu berauben. Ein Blick in die Geschichte soll aufzeigen, in welche historischen Fußstapfen Brüssel mit dieser im wahrsten Sinn des Wortes reaktionären Politik tritt.

			Mit der Proskription für vogelfrei erklärt

			Als der vielleicht berühmteste Redner des Römischen Reiches Marcus Tullius Cicero im Jahr 44 v. u. Z. auf die Proskriptionsliste gesetzt wurde, war Rom schon keine Republik mehr – und schnurstracks auf dem Weg in eine kaiserliche Diktatur.

			»Öffentliche Bekanntmachung«, so kann man das lateinische »proscriptio« übersetzen. Später nannte man das auf Mittelhochdeutsch »Acht-Erklärung«. Gemeint war damit eine vom höchsten Staatsorgan erlassene Verfügung, die jeden auf dieser Bekanntmachung gelisteten Mann auf der Stelle rechtlos machte, sein Eigentum konfiszierte und ihn für vogelfrei erklärte. Er konnte straflos getötet werden; und die meisten ereilte dieses Schicksal.

			Die erste solche Liste an Staatsfeinden legte Lucius Cornelius Sulla im Jahr 82 v. u. Z. auf. Nach seinem militärischen Sieg über den parthischen König Mithridates IV. im Osten des Reiches fühlte sich Sulla zur Ausschaltung der Römischen Republik ermächtigt und erhob den Anspruch auf Alleinherrschaft. Anlässlich seiner pompösen Rückkehr von der persischen Front ließ er sich zum Diktator ausrufen. Die Proskriptionslisten dienten ihm dazu, die Macht der Plebejer und ihr Volkstribunat zurückzudrängen und den vom Adel dominierten Senat mit seinen Optimaten zu stärken. Im Kampf Adel gegen Volk obsiegten im Jahr 82 v. u. Z. erstere.

			Die öffentlich angeschlagenen Namen der Geächteten taten ihre Wirkung. Auf die führenden Plebejer wurden Kopfgelder ausgesetzt und jede Hilfeleistung für sie war verboten. Verfolgung und Tötung der Gelisteten brachten auch den Einzug ihrer Besitzungen mit sich. Auf diese Weise füllte sich die Staatskasse durch Versteigerungen. Eine ganze Klasse von Neureichen entstand, die sich das Vermögen der Vogelfreien aneigneten. Den Sulla’schen Ächtungen fielen geschätzte 4300 Menschen zum Opfer.

			Eine zweite große Proskriptionswelle fand unter Octavian im Jahr 43 v. u. Z. statt. Wiederum erhob sich ein römischer Feldherr und Politiker über die republikanischen Grundsätze, und wiederum traf es die Kritiker der Staatsmacht, die sich aus dem Triumvirat Marcus Antonius, Marcus Lepidus und Octavian zusammensetzte. Mittels der Listung hunderter Personen versuchte Octavian, der sich später zum ersten Kaiser Roms – Augustus – ausrufen ließ, seine politischen Gegner auszuschalten. Gleichzeitig ging es ihm um die Finanzierung neuer Kriegsgänge, waren doch unter den Proskripierten zahlreiche reiche Männer, deren beschlagnahmtes Eigentum ungeheure Summen in die Staatskasse spülte. Für die Versteigerung ihrer Besitztümer sorgte ein eigenes Amt, das »magister bonorum«. Es verwaltete die Schuldnervermögen; denn mit der Vogelfreiheit waren die ihrer Bürgerrechte Beraubten mit all ihren Vermögenswerten automatisch zu Schuldnern geworden.

			»Ihr, Quintus und Atticus seid geächtet. […] Octavian hat Euch verraten. […] Die Todesschwadronen suchen Euch.«1 Diese Sätze lässt der bekannte Autor Robert Harris in seinem Roman »Dictator« Ciceros Privatsekretär Tiro schreiben, als dieser von der Listung seines Herrn erfährt. Quintus ist Ciceros Bruder, Atticus ein wohlhabender Freund der Familie. Er kam wegen seines Reichtums auf die Liste, Quintus wegen seines Bruders, während Cicero als politischer Oppositioneller zum Schweigen gebracht werden sollte. Seine berühmten 14 philippischen Reden, benannt nach dem Makedonier Philipp II., gegen dessen Allmacht Ciceros Vorbild Demosthenes 250 Jahre zuvor gewettert hatte, zeugen von einem republikanischen Grundverständnis und richteten sich gegen die Alleinherrschaftspläne Octavians.

			Die Opferzahl der zweiten großen Repressionswelle belief sich auf ca. 2300 Römer. Viele von ihnen versuchten nach Sizilien zu fliehen, wo sie im Führer der pompeianischen Partei, Sextus Pompeius, einen Fürsprecher fanden, der sich im Konflikt mit Rom befand. Auf diese Weise konnten manche ihr Leben retten, ihr Vermögen freilich nicht. Ciceros Flucht missglückte. Ihn ereilten die Häscher Octavians am 7. Dezember 43 v. u. Z. im Golf von Gaeta. Sein politisches Engagement für die Republik und die freie Rede hatten ihn auf die Proskriptionsliste gebracht, die ihn als Bürger entehrte und als Mensch tötete.

			Vogelfrei im Mittelalter

			Aus der Zeit der Völkerwanderung, die zwischen dem 5. und 7. Jahrhundert n. Chr. zu einer Neuordnung Europas führte, ist uns aus germanischen Stammesrechten die Acht oder Ächtung – lateinisch: proscriptio – bekannt. Mit ihr wurden Straftaten geahndet. Sie bedeutete den Ausschluss aus der Gemeinschaft und machte den Verurteilten ehrlos. Sein Vermögen konnte eingezogen und er selbst für vogelfrei erklärt werden, was den Verlust jeglichen Rechtsschutzes zur Folge hatte. Einem Geächteten zu helfen, konnte dem Helfenden selbst die Acht einbringen.

			Mittelalterliche Rechtskodizes übernahmen die Acht in ihre Verfassungen. So beispielsweise die im Jahr 1507 von Johann Freiherr von Schwarzenberg veröffentlichte »Bambergische Peinliche Halsgerichtsordnung«. Dort wird die Ächtung mit der Aufkündigung des persönlichen Friedens erklärt, die den Verurteilten als rechtlos und vogelfrei zurücklässt:

			Mit der Acht »nim ich dein Leib u. gut aus dem fride und thue sie in den unfrid und künde dich erlös u. rechtlos und künde dich den vögeln frei in den lüften (…) und solt auf keiner Straßen noch in keiner Mundtat, die keiser oder künig gefreit haben, nindert fride noch geleit haben.«2 Mit anderen Worten: entehrt und vertrieben.

			Die Ächtung konnte für schwere Vergehen wie Mord, Raub, Brandstiftung oder Vergewaltigung ausgesprochen werden, aber auch für die Gegnerschaft zur Kirche oder zum Fürsten, was als »Landesungehorsam« galt. Landfriedensbruch und Majestätsbeleidigung standen für – heute würde man sagen – politische Delikte, mit denen Gegner der jeweiligen Herrschaft verfolgt werden konnten. Ein über die Acht Ausgestoßener versuchte oft als »Waldgänger« fern von Siedlungen zu überleben. Seine Frau galt der Gesellschaft als Witwe, seine Kinder als Waisen, war doch der Mann zur Unperson erklärt worden. Das gesamte Mittelalter hindurch existierten sogenannte Achtbücher, in denen die Obrigkeit Verbrecher und Landesverräter festhielt.

			Minderschwere Delikte lösten die Verbannung des Delinquenten aus, die örtlich und zeitlich begrenzt oder umfassend für das gesamte Fürstentum oder Reich erlassen werden konnte. Schon der Kirchenbann isolierte die ausgestoßene Person aus der Gemeinschaft, da das Individuum im Mittelalter durch Papst, Bischöfe und Priester einer allumfassenden Gottesfurcht unterworfen war. Die Exkommunikation machte aus dem betroffenen Menschen einen Aussätzigen. 

			Säkulare Bannstrahlen von Königen oder Fürsten verfolgten das Ziel, deviante, abweichlerische Personen aus der Gemeinschaft zu eliminieren, weil diese für gefährlich gehalten wurden. Ihre Verbannung sollte der Aufrechterhaltung herrschaftlicher Ordnung dienen.

			Im 12. und 13. Jahrhundert wurde die Verbannung oder Ausweisung zum Massenphänomen. Sie trat an die Stelle der bis dahin vorherrschenden sozialen Kontrolle, die in der spätmittelalterlichen Stadt immer schlechter funktionierte. »Als verdichtete Form des Zusammenlebens sahen sich die Städte mit neuen ordnungspolitischen Herausforderungen in Gestalt von Tumulten und Gewaltsamkeit ebenso wie von Eigentums- und Sittendelinquenz konfrontiert«,3 beschreibt der deutsche Historiker Gerd Schwerhoff die sozialen Hintergründe für den ansteigenden Gebrauch der Verbannung als Mittel zur Bekämpfung von Unruhen. Landesverweise für missliebige Individuen folgten auf dem Fuß. Fürstentümer wie Bamberg oder Würzburg praktizierten diese Strafnorm in exzessiver Weise.4

			War die Ächtung noch über gerichtliche Verfügung ausgesprochen und meist in Achtbüchern festgehalten worden, so verhielt es sich mit dem Strafmaß der Verbannung anders. Im mittelalterlichen Rechtsverständnis ließ sie sich nicht eindeutig als »peinliche« oder »bürgerliche« Sanktion zuordnen. Sie war von beidem etwas: »peinlich«, weil sie nach der Vertreibung aus der Heimstatt durchaus auch körperliche Schmerzen – Pein – verursachen konnte, und »bürgerlich«, indem sie den Vertriebenen entehrte und oft auch enteignete. Dementsprechend unklar war auch die Rechtsgrundlage von Verbannungen. »Es ist geradezu ein Charakteristikum der Ausweisung, sich einer eindeutigen Zuordnung zu entziehen«,5 schreibt Gerd Schwerhoff und fügt hinzu, dass sie weder der Hoch- noch der Niedergerichtsbarkeit zugewiesen werden kann. Die in die Rechtsunsicherheit gestürzten Delinquenten wussten meist auch nicht, wer für ihr Unglück zuständig war und an wen sie im Fall des Falles – so sie die Mittel dazu hatten – appellieren konnten. Moderne Listungen des 21. Jahrhunderts weisen einen nicht unähnlichen Geschmack von Rechtsunsicherheit auf.

			Über das stärkste Repressionsinstrument verfügten die katholische Kirche und der König bzw. der Kaiser des Heiligen Römischen Reiches: Kirchenbann und Reichsacht waren einschneidend und galten weiträumig. Meist folgte das eine dem anderen, wobei bis in die Frühe Neuzeit hinein die Kirche tonangebend war. Die mittels Papstbulle vom Vertreter Gottes auf Erden verkündete Exkommunizierung eines Häretikers zog in den meisten Fällen die Reichsacht nach sich. Die Reichsacht bezog sich auf das gesamte Territorium des Heiligen Römischen Reiches. Diese wurde wegen Majestätsverbrechen, sprich Beleidigungen, Ungehorsam gegen den Kaiser bzw. der Verweigerung seiner Huldigung oder wegen Landfriedensbruch verhängt; aber auch die Ermordung von Mitgliedern hochrangiger Fürstengeschlechter durch deren Gegner konnte zur größtmöglichen Ächtung führen.

			Der wohl berühmteste Mann, über den die Reichsacht verhängt wurde, war Martin Luther. Im sogenannten Wormser Edikt von 15216 sprach Kaiser Karl V. über den in Wittenberg lebenden Geistlichen den Bann aus. Der entsprechende Auszug aus dem Wormser Edikt lautet:

			»Und gebieten wir euch allen und jedem Einzelnen bei seinen Pflichten, dass ihr den vorgenannten Martin Luther nicht in euer Haus aufnehmt, nicht bei Hofe empfangt, ihm weder zu essen noch zu trinken gebt, ihn nicht versteckt, ihm nicht mit Worten oder Werken heimlich noch öffentlich irgendeine Hilfe, Anhängerschaft, Beistand oder Vorschub erweiset, sondern sofern Ihr ihm beikommen, ihn ergreifen und seiner mächtig werden könnt, ihn gefangen nehmt und uns wohlbewahrt zurücksendet.«

			Da bereits mehrere Kurfürsten mit den protestantischen Lehren Luthers sympathisierten, insbesondere jene von Sachsen und der Pfalz, wollte Kaiser Karl V. Martin Luther auf dem Reichstag zu Worms noch eine Chance einräumen, seine für den Papst in Rom ketzerischen Ideen zu widerrufen. Dazu sicherte ihm der Kaiser freies Geleit zu; 100 Jahre zuvor – 1415 – war ein ebensolches freies Geleit dem großen böhmischen Reformator Jan Hus garantiert worden. Er hätte auf dem Konzil von Konstanz seine Kritik an der katholischen Kirche mit ihren Kreuzzügen und Ablasshändel erläutern sollen. Doch das Konzil brach das versprochene freie Geleit und verbrannte Hus am Scheiterhaufen.

			Mit Martin Luther konnte so nicht mehr verfahren werden. Zu weit verbreitet waren seine Ideen bereits in deutschen Landen. Doch Papst Leo hatte seinen Nuntius mit der Bannbulle bereits nach Worms entsandt; und dem Kaiser war es in diesen Zeiten nicht möglich, offen gegen den Papst aufzutreten. Der Kompromiss: Nachdem Luther den Widerruf seiner Lehre auf dem Wormser Reichstag ablehnte und sich dabei auf die Lehren der Heiligen Schrift berief, ließ ihn der Kaiser unbehelligt abreisen und erklärte die Acht über ihn erst am Ende des Reichstages. Die Durchsetzung misslang, weil insbesondere der Landesherr Friedrich von Sachsen über Martin Luther seinen Schutz ausbreitete, was der Reichsacht ihre Spitze nahm.

			Als einer der letzten Männer, die der Reichsacht verfielen, ist der zu Unrecht in Vergessenheit geratene deutsche Revolutionär Georg Forster zu nennen. Er war einer der großen Aufklärer gegen Ende des 18. Jahrhunderts, betätigte sich als Naturforscher und Völkerkundler und machte sich auch als Reiseschriftsteller einen Namen. Der 1754 im heutigen Polen nahe Danzig Geborene war zu seiner Zeit auch wegen der Teilnahme an der Cook’schen Weltumseglung bekannt. Die Französische Revolution faszinierte ihn; und er nahm an der kurzlebigen Mainzer Republik (März bis Juli 1793) teil, die die revolutionären Ideale der Jakobiner ins Rheinland tragen wollte. Seine letzte Reise führte ihn nach Paris, wo er für einen Anschluss der Mainzer Republik an das revolutionäre Frankreich warb. Der Habsburger Kaiser Franz II. sprach über Forster die Reichsacht aus, weil es deutschen Untertanen verboten war, mit französischen Revolutionären in Kontakt zu treten. Forster konnte damit nicht mehr in seine Heimat zurückkehren und starb im Januar 1794 völlig verarmt, weil auch sein gesamtes Vermögen beschlagnahmt worden war.

			Neben unliebsamen und/oder kriminellen Personen konnte die Reichsacht auch gegen aufmüpfige Städte ausgesprochen werden. So ereilte sie z. B. Magdeburg zwischen 1547 und 1562. Die Stadt an der Elbe galt als Hort des Protestantismus und – was entscheidend war – verweigerte Kaiser Karl V. die Huldigung. Damit ging sie ihrer Privilegien verlustig und musste u. a. das Stapelrecht an Brandenburg abgeben, was ein tiefes Loch in den Stadtsäckel riss. Durchziehende Händler mussten nun nicht mehr ihre Waren für eine bestimmte Zeit am Marktplatz zu Magdeburg anbieten, dieses Stadtrecht ging an Brandenburg über.

			In Donauwörth wiederum waren es im Jahr 1607 Gefechte zwischen Protestanten und Katholiken, die den vom Kaiser verordneten Religionsfrieden störten, weshalb Rudolf II. die Stadt unter Reichsacht stellte. Die Unruhen konnte dies nicht besänftigen. Im Gegenteil: Die Ereignisse in Donauwörth gelten Historikern heute als Vorboten des 30-jährigen Krieges (1618−1648).

			

			50 Jahre später verfiel Erfurt der Reichsacht. Dort hatten sich die Bürger gegen den Einmarsch von Truppen des Mainzer Kurfürsten und Erzbischof Johann Philipp von Schönborn erhoben. Ihr Anführer, Volkmar Limprecht, ein evangelischer Lehrer, wurde am 20. November 1663 enthauptet und sein abgetrennter Kopf öffentlich zur Schau gestellt. Dem Erzbischof Schönborn oblag es, die Reichsacht gegen die Stadt durchzusetzen.

			Die Ausbürgerung als Mittel politischer Repression

			Als relativ junges Phänomen ist die Ausbürgerung in Gebrauch. Ihr liegt die moderne Staatlichkeit zugrunde, die Menschen eines bestimmten Territoriums als Staatsbürger definiert. Die Staatsangehörigkeit ist zwingend mit Bürgerrechten wie dem Aufenthaltsrecht und dem Schutz des Eigentums verbunden, dazu kommen das Wahlrecht, die Möglichkeit, in den öffentlichen Dienst aufgenommen zu werden, Sozialleistungen zu empfangen etc. Zu den Pflichten zählen u. a. die Wehrpflicht, die Schulpflicht, die Bereitschaft, als Geschworener bzw. Schöffe den Gerichten zur Verfügung zu stehen, sowie die Pflicht, seine Steuern zu bezahlen.

			Erst die Französische Revolution und die in ihrem Gefolge in zahlreichen Staaten entstehenden bürgerlichen Gesetzbücher sowie später die Deutsche Revolution von 1848 machten aus Untertanen Bürger. Mit der Verankerung der Gleichheit vor dem Gesetz in einer Verfassung erstreckte sich die Staatsbürgerschaft auf alle (männlichen) Bürger des Staates. Der Ausschluss aus dem national definierten Verband führte zu einer neuen Form von Rechtlosigkeit. Menschen ohne Staatsangehörigkeit sind die Ausgestoßenen unseres Zeitalters.

			Um es zur Staatenlosigkeit gar nicht kommen zu lassen, bemühte man sich in den 1930er Jahren im Rahmen des Völkerbundes, den Ausschluss aus der national definierten staatlichen Gemeinschaft zu verunmöglichen. Konkret ging es auf einer eigens in Den Haag einberufenen »Kodifikationskonferenz« um die Frage, ob es nicht möglich wäre, die Staatsbürgerschaft als übergeordnetes Recht international zu verankern und somit dem einzelnen Staat die Befugnis zur Ausbürgerung zu entziehen. Das Ansinnen scheiterte, der Entzug des Rechts auf Staatsbürgerschaft blieb den Nationalstaaten vorbehalten.7 Diese handhaben es unterschiedlich, wobei ein weitgehender, völkerrechtlich abgesicherter Konsens darüber besteht, dass z. B. der Dienst in einer fremden Armee oder die Annahme eines politischen Amtes außerhalb des Heimatlandes eine Ausbürgerung nach sich ziehen können. Auch die Nichtbefolgung einer Aufforderung zur Rückkehr ins Heimatland sowie die Nichterfüllung der Wehrpflicht sind völkerrechtlich gedeckte Ausbürgerungsgründe.

			Der Begriff der Zwangsausbürgerung beschreibt Personen, die seit ihrer Geburt die Staatsbürgerschaft des jeweiligen Landes innehaben, während unter Denaturalisation der Widerruf einer Einbürgerung, die beispielsweise im Zuge der Aufnahme als Flüchtling ausgesprochen wurde, verstanden wird.8 Oft werden aber beide Begriffe simultan ohne Unterschied für die »Entziehung der Staatsangehörigkeit« verwendet. Dabei zielt das entsprechende Regime auf die Außerlandesschaffung illoyaler BürgerInnen, die ihrem Herrschaftsanspruch gefährlich werden könnten. Mit der Ausbürgerung, so das Argument, soll Ruhe und Ordnung im Land aufrechterhalten werden. Der auf diese Weise staatenlos gemachte Mensch wird völkerrechtlich gesehen – so der Rechtstheoretiker Hans Kelsen – zum modernen »Vogelfreien«, nimmt ihn doch kein Staat in Schutz.9 Die Publizistin Hannah Arendt, die im Jahr 1937 das persönliche Schicksal der Ausbürgerung aus ihrer Heimat Deutschland ereilte, bezeichnete den staatenlos Gewordenen als jemanden, der nicht weniger verliert, als das »Recht, Rechte zu haben«.10

			Bevölkerungsverschiebungen nach dem Ersten Weltkrieg, wie die gegenseitige massenhafte Vertreibung von Türken und Griechen im östlichen Mittelmeer oder vor revolutionären Ereignissen fliehende Menschen in Russland, ließen im Völkerbund die Idee eines Reisepasses für Flüchtlinge aufkommen; denn Vertriebene oder Flüchtende standen meist ohne Staatsbürgerschaft da. Für anti-bolschewistisch Gesinnte wurde im Jahr 1922 der Nansen-Pass ins Leben gerufen, benannt nach dem Hochkommissar für Flüchtlingsfragen, dem norwegischen Polarforscher Fritjof Nansen. Jenen, die vor Lenin und der neuen kommunistischen Gesellschaftsordnung flohen, sollte damit ein staatsbürgerlicher Ersatz geboten werden. Genutzt wurde er vor allem von Familien, die bereits während der Oktoberrevolution 1917 ins westliche Ausland geflohen waren und nicht ins nun sowjetische Russland zurückkehren wollten. Dass der Nansen-Pass wenig taugte, beschrieb der russisch-stämmige Erzähler Vladimir Nabokov. Er hatte ein solches »höchst minderwertiges Dokument von kränklich grüner Farbe« bekommen. »Sein Inhaber«, so der mitten im Ersten Weltkrieg ins kaiserliche Deutschland geflüchtete Nabokov weiter, »war wenig mehr als ein auf Bewährung entlassener Verbrecher und hatte die größten Strapazen auf sich zu nehmen, wenn er etwa ins Ausland reisen wollte.«11 Später wurde der Nansen-Pass auch für armenische und assyrische Flüchtlinge ausgegeben. Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahm im Jahr 1951 die Genfer Flüchtlingskonvention die Agenden des Völkerbundes. Sie normiert das Recht im Asyl und nicht wie oft fälschlicherweise behauptet, das Recht auf Asyl. Anstelle des Nansen-Passes wird nun der ebenso »kränkliche« Konventionspass für Staatenlose ausgegeben. Er bietet keinen wie immer gearteten diplomatischen Schutz, sondern erleichtert fallweise bloß das Reisen.

			Zur europäischen Ausbürgerungspraxis nach 1918

			Den Reigen politisch motivierter Ausbürgerungen eröffnete Deutschland. Kamen solche vor dem Ersten Weltkrieg kaum vor, wurden sie im Zuge der Kampfhandlungen zur Waffe gegen den – vermuteten bzw. als solchen definierten – Feind im Inneren. Dazu griff Kaiser Wilhelm II. auf das »Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913« zurück, in dem er (den Krieg offensichtlich voraussehend) Fahnenflüchtigen mit dem Entzug der Bürgerschaft und der Beschlagnahme ihres Vermögens drohte. Im Ausland aufhältige Personen sollten auf diese Weise staatenlos gemacht werden, »wenn (sie) im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer vom Kaiser angeordneten Aufforderung zur Rückkehr keine Folge leisten.«12 Über 7700 Männer, die sich dem Soldatensein verweigerten, verloren diesem Gesetz zufolge bis Kriegsende ihre Bürgerrechte.

			England setzte bereits 1914 nach und erließ die Möglichkeit einer »denaturalisation« für das Delikt der Illoyalität gegenüber König Georg V. Frankreich machte erstmals im Jahr 1915 von der Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte Gebrauch.

			Die Zwischenkriegszeit war eine Art Hochblüte für Zwangsausbürgerungen. Die meisten Staaten bedienten sich ihrer als Werkzeug, um missliebige Personen und politische Oppositionelle loszuwerden und sich ihrer Vermögenswerte zu bemächtigen. Anfangs führten das bolschewistische Russland und das faschistische Italien die Liste an, später überholten das nationalsozialistische Deutschland und das klerikal-faschistische Österreich im Ranking um die Produktion von Staatenlosen.

			Im zaristischen Russland war es noch die Verbannung, die als politisches Werkzeug gegen Tausende Monarchie-Feinde und Revolutionäre in Anschlag gebracht worden war. Sie raubte den dermaßen Bestraften ihre gesellschaftliche Position und ihre politische Stimme, weil sie aus dem fernen Sibirien, wohin die meisten verbracht wurden, keinerlei Einfluss auf die Geschehnisse des Landes nehmen konnten. Dennoch war die Verbannung im Zarenreich eine gegenüber der Ausbürgerung minderschwere Repression, wurde diese doch in den meisten Fällen nur für eine gewisse Zeit ausgesprochen. Danach konnte der Verbannte wieder in seine Stadt zurückkehren, musste sich gleichwohl auf eine strenge Beobachtung durch Staatsschutzorgane einstellen. So war der mutmaßlich berühmteste russische Verbannte, Wladimir Iljitsch Lenin, im Februar 1897 für drei Jahre ins sibirische Schuschenskoje verschickt worden, kehrte 1900 zurück und ging kurz darauf in die Schweiz und nach Deutschland.

			Die Bolschewiken setzten die Tradition der Verbannung fort, ergänzten diese aber mit massenhaften Ausbürgerungen. Bereits 1921 ordnete der Rat der Volkskommissare an, Menschen, die sich seit mehr als fünf Jahren im Ausland aufhielten, die russische Staatsbürgerschaft zu entziehen.13 Dies betraf einen Großteil der revolutionsfeindlich gesinnten Emigration, die sich aus Anhängern des Zarenreichs, dem Offizierskorps, Adelsfamilien und Großbürgern sowie Kosaken zusammensetzte. In den 1930er Jahren betrafen Zwangsausbürgerungen unter Josef Stalin vornehmlich politische Gegner aus den eigenen Reihen. So entzog der Zentralvollzugsausschuss der UdSSR – auf Basis eines neuen Gesetzes – dem Kreis um Leo Trotzki sowie dem ehemaligen Kriegskommissar selbst die sowjetische Staatsangehörigkeit. Trotzkis Ermordung erfolgte im August 1940 im mexikanischen Exil.

			Der prominenteste Ausgebürgerte in der späten Sowjetunion war zweifelslohne Alexander Solschenizyn. Seine Gegnerschaft zur herrschenden kommunistischen Partei brachte dem Schriftsteller im Jahr 1945 die Verbannung in ein Lager nahe der kasachischen Stadt Ekibastus ein. Solschenizyn wurde direkt von der Kriegsfront verschleppt, weil er in Briefen an einen Freund Stalin kritisiert hatte. Die Erfahrungen im Straflager verarbeitete der Schriftsteller in zahlreichen Texten, in denen er die Verbrechen des stalinistischen Systems anklagte. Nach der in Form eines Tamisdats14 veröffentlichten literarisch verfassten Chronik »Archipel Gulag«, in der Solschenizyn die Erfahrungen hunderter Häftlinge in Straflagern sowie seine eigene Verbannung aufarbeitet, verhafteten ihn die Behörden am 13. Februar 1974 und bürgerten ihn unmittelbar darauf aus. Man flog Solschenizyn nach Absprache mit deutschen Behörden nach Frankfurt/Main, wo er bei Heinrich Böll Zuflucht fand. Ihn hatte der russische Oppositionelle zuvor zwei Mal in Moskau getroffen.15 16 Jahre später, in der Zeit der Gorbatschow’schen Perestroika, erhielt Solschenizyn die damals noch sowjetische Staatsbürgerschaft zurück. Mit seiner national-konservativen Einstellung avancierte er zu einem gefeierten Schriftsteller in der Heimat und näherte sich dem Kreml, den er in kommunistischen Zeiten verachtet hatte, nun auch politisch an. Im Westen, der ihn einst wegen seiner Feindschaft zu den Sowjetführern hofiert hatte, warf man ihm nun Nationalismus und Antisemitismus vor. Seine Ausbürgerung und spätere Wiedereinbürgerung stellt ein Paradebeispiel politischer Instrumentalisierung dar, wie mit der Entziehung staatsbürgerlicher Rechte staatlicherseits umgegangen werden kann.

			Als »Vaterlandsanschwärzer« wurde im faschistischen Italien Emi­grantInnen die Staatsbürgerschaft entzogen, wenn diese im Ausland gegen den Duce auftraten. »Außenseiter« – fuorusciti – nannte sie Benito Mussolini und ließ ein Gesetz aus dem Jahr 1926 anwenden, das eine Schädigung der italienischen Interessen sowie eine Herabwürdigung des guten Namens von Italien zum Verlust der Staatsbürgerschaft führen konnte. Eine vorsätzliche Tat war dafür nicht nötig, die amtliche Brandmarkung des politischen Gegners genügte.16

			Wie die Nazis aus Deutschen Staatenlose machten

			In Deutschland nahm die Ausbürgerung politisch unbequemer Personen mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten Fahrt auf. Das »Gesetz über Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit« vom 14. Juli 193317 erweiterte bereits zuvor bestehende Möglichkeiten beträchtlich. Ins Visier der Nazi-Menschenjäger gerieten von Anfang an im Ausland aufhältige Deutsche, die in Gegnerschaft zum Hitlerismus standen. Dazu heißt es in § 2:

			»Reichsangehörige, die sich im Ausland aufhalten, können der deutschen Staatsangehörigkeit für verlustig erklärt werden, sofern sie durch ein Verhalten, das gegen die Pflicht zur Treue gegen Reich und Volk verstößt, die deutschen Belange geschädigt haben. Das gleiche gilt für Reichsangehörige, die einer Rückkehraufforderung nicht Folge leisten, die der Reichsminister des Innern unter Hinweis auf diese Vorschrift an sie gerichtet hat. Bei der Einleitung des Aberkennungsverfahrens oder bei Erlaß der Rückkehraufforderung kann ihr Vermögen beschlagnahmt, nach Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit als dem Reiche verfallen erklärt werden. Die Beschlagnahme des Vermögens endigt spätestens mit dem Ablauf von 2 Jahren.«18

			Insbesondere hatte es die neue NS-Reichsverwaltung von Anfang an auf ihr unbequeme, linke Anwälte abgesehen. Der Historiker Martin Schumacher zählt auf der ersten Ausbürgerungsliste 33 Juristen, fein säuberlich alphabetisch geordnet von »Dr. Alfred Apfel« bis »Dr. Johannes Werthauer«.19 Als Vergehen warf ihnen die Behörde beispielsweise Spenden für die »Rote Hilfe«, SPD- oder KPD-Mitgliedschaft oder schlicht – wie dem Verteidiger von Rosa Luxemburg und Kurt Eisner, Kurt Rosenfeld – »eine marxistische Einstellung« vor.20 Die erste Ausbürgerungsliste umfasste zudem eine Reihe prominenter Antifaschisten wie die Schriftsteller Lion Feuchtwanger, Heinrich und Klaus Mann sowie Kurt Tucholsky. Klaus Mann schreibt darüber aus dem US-amerikanischen Exil in seinem Roman »Der Wendepunkt«, wie nach und nach seine gesamte Familie der deutschen Staatsbürgerschaft verlustig geht:

			»Die Goebbels-Presse schleuderte ihre übrigens recht phantasielosen Flüche und Initiativen gegen das ›Emigrantenpack‹, was immerhin eine Art von Resonanz bedeutete. Offenbar, unsere Bemühungen waren nicht ganz vergeblich. Wir irritieren die Herren, man bemerkte uns; die Tatsache, daß es irgendwo in der Welt noch Deutsche gab, die den Mund aufzumachen wagten, wurde vom Berliner Ministerium für Volksaufklärung und Propaganda als unerträglicher Skandal empfunden. Wie stellte man ihn ab? Man konnte unsere Zeitschriften und Bücher, unsere Vorträge und Theaterstücke ›draußen‹ nicht verbieten. Aber man konnte uns die Bürgerrechte nehmen, uns ausstoßen aus der Volksgemeinschaft. Waren wir erst keine Deutschen mehr, wurde unser Protest etwas weniger skandalös. So verfiel man auf die drollige ›Ausbürgerungs-Idee‹.«21

			Getroffen hat die Ausbürgerung zuerst den Onkel von Klaus Mann, Heinrich, später Klaus Mann selbst und seine Schwester Erika; zuletzt ihren Vater Thomas Mann.

			Auch Politiker wie den KPD-Mitbegründer Wilhelm Pieck und den SPD-Fraktionschef Rudolf Breitscheid erreichte die Kunde, ausgebürgert worden zu sein, im Exil; ebenso den Verleger Wilhelm Münzenberg.22 Dem 1889 in Erfurt geborenen Münzenberg war es in wenigen Jahren nach dem Ersten Weltkrieg gelungen, ein wahrhaftes linkes Medienimperium aufzubauen. Neben Tageszeitungen wie Welt am Abend oder Berlin am Morgen und der Arbeiter-Illustrierten-Zeitung gehörten ihm zwei Filmgesellschaften und ein Buchverlag. Sein großbürgerlicher Lebensstil brachte ihm den Spitznamen »roter Millionär« ein. Nach der Machtübernahme der Nazis galt er als einer der meistgesuchten Kommunisten und floh nach Paris, wo er erfuhr, dass er ausgebürgert worden war. 1939 trat Münzenberg aus der KPD aus, nachdem er bereits zuvor Kritik an den Stalin’schen Säuberungsprozessen gegen Grigorij Simonjew und andere Kommunisten geäußert hatte. Münzenberg starb als Staatenloser im Juni 1940 unter bis heute nicht geklärten Umständen.

			Insgesamt war die erste Ausbürgerungsliste des nationalsozialistischen Deutschland 359 Namen lang. Das »Gesetz über Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen Staatsbürgerschaft« entrechtete bis Kriegsende 39.000 Menschen.

			Doch es sollte noch schlimmer kommen, als am 15. September 1935 mit dem Reichsbürgergesetz Juden allgemein als »Rasse« von der Reichsbürgerschaft ausgeschlossen wurden. Der nur drei Paragraphen umfassende Gesetzestext unterscheidet perfiderweise zwischen vollwertigen und minderwertigen Rechtspersonen. Erstere werden als »Reichsbürger«, letztere als »Staatsangehörige« definiert. »Reichsbürger«, so steht es in § 2 geschrieben, »ist nur der Staatsangehörige deutschen oder artverwandten Blutes, der durch sein Verhalten beweist, daß er gewillt und geeignet ist, in Treue dem Deutschen Volk und Reich zu dienen.«23 Ein Jude konnte nach dieser Definition kein Reichsbürger sein und besaß somit keine vollen politischen Rechte; mit seiner »Staatsangehörigkeit« gehörte er dem »Schutzverband des Deutschen Reiches an und war ihm dafür besonders verpflichtet«.24

			Gesonderte Verordnungen wie jene vom Leiter des Reichssicherheitshauptamts Reinhard Heydrich im April 1937 unterwiesen untergeordnete Stellen in der Praxis der Ausbürgerungsverfahren. Diese, so steht es im Anhang des entsprechenden Erlasses, sollte sich in sieben Punkte untergliedern. Festzustellen waren demnach die vorhandene Staatsangehörigkeit, die Rassezugehörigkeit, der Lebenslauf, die politische Betätigung vor und nach der nationalsozialistischen Erhebung, die Vorstrafen wegen krimineller Vergehen, die Angabe von Vermögenswerten sowie dieselbe Durchsicht bei Ehefrau und Kindern.25 Dieser Runderlass gab das Grundmuster für die Ausbürgerungspraxis vor.

			Mit der Ausbürgerung begann es, mit der Vernichtung endete es. In allen Fällen diente immer auch der Raub am Vermögen der Verfolgten als Triebkraft. Dadurch bereicherten sich sowohl der NS-Staat als Ganzes als auch mehr oder weniger prominente NS-Parteigänger persönlich.

			Eine historische Fußnote gibt der Fall Otto von Habsburg ab. Er war der älteste Sohn Kaiser Karls I., mit dem die österreichisch-ungarische Monarchie geendet hatte. Der 1912 in Reichenau an der Rax bei Wien geborene Otto wuchs im spanischen Madeira und im königlichen Belgien auf, wo seine Mutter samt Entourage Unterschlupf bei Adeligen gefunden hatte. Nach dem »Anschluss« Österreichs an Nazi-Deutschland traten alle Österreicherinnen und Österreicher automatisch in die deutsche Reichsbürgerschaft ein. Die Familie Habsburg – Primogenitur – hatte zwar unmittelbar nach Ende des Ersten Weltkriegs durch Ausweisung aus ihrer Heimat ihr Vermögen verloren, die Staatsbürgerschaft jedoch behalten. Es war Adolf Hitler vorbehalten, Otto von Habsburg im Jahr 1941 aus der deutschen Reichsbürgerschaft zu entlassen.26

			Austrofaschisten kopieren das Nazi-Verfahren

			Wie das deutsche Vorbild begann auch der österreichische Klerikal-Faschismus mit der Ausbürgerung auswärtig aufhältiger Staatsbürger. Eine Konstante in der Herrschaftspolitik – bis in unsere Tage – besteht darin, jene, die sich nicht im Inland aufhalten und die Politik ihres Heimatlandes von außen kritisieren, als erste aus dem gemeinsamen staatlichen Verband auszuschließen. Nach der Ausschaltung des Parlaments am 4. März 1933 regierte Kanzler Engelbert Dollfuß per Notverordnung und stülpte dem Land eine ständestaatliche, autoritäre Verfassung über. Rückendeckung für den Staatsstreich hatte sich der Christlich-Soziale beim Vatikan geholt. Papst Pius XI. unterstützte die berufsständische, anti-demokratische Verfassung, die sich insbesondere gegen die Sozialdemokratie und die Kommunisten, aber auch gegen den Nationalsozialismus wandte. Im Mai und Juni 1933 wurden die KPÖ und die NSDAP in Österreich verboten, die Sozialdemokraten folgten im Februar 1934. Die Ausbürgerungsverordnung vom 16. August 1933 erinnert im Text stark an die reichsdeutsche Vorlage, richtete sich allerdings inhaltlich gegen österreichische Nationalsozialisten. Sie betraf »Landesbürger, die im Auslande offenkundig, auf welche Weise immer, Österreich-feindliche Handlungen unterstützen, fördern oder an derartigen Unternehmungen teilnehmen.«27 Oder in einfachem Deutsch: politische Oppositionelle.

			Als solche waren dem Dollfuß-Regime in erster Linie die Nationalsozialisten gefährlich, setzten sich viele von ihnen doch nach Deutschland ab und genossen dort den Schutz der Hitler-Partei. Um ihre Wiedereinreise nach mutmaßlicher politischer und/oder militärischer Schulung im NS-Staat zu verhindern, entzog man Hunderten von ihnen die österreichische Staatsbürgerschaft. Im Ministerratsprotokoll jener Tage liest sich die Begründung für die Entrechtung der NSDAPler folgendermaßen: »Nach Deutschland geflüchtete Österreicher, die im Ausland eine österreichfeindliche Tätigkeit entfalten« sei sonst nicht beizukommen, da sie »als Staatsangehörige […] jederzeit das Recht hätten, in die Heimat zurückzukehren. […] Um ihnen letztere Möglichkeit zu nehmen«, empfiehlt es sich, ihnen »nach dem Vorbild der Verfügungen des Deutschen Reiches die Staatsangehörigkeit abzuerkennen und gleichzeitig ihr Vermögen für verfallen zu erklären«.28 Genützt hat die politische »Vorsichtsmaßnahme« den Austrofaschisten und insbesondere ihrem Führer Engelbert Dollfuß nichts. Am 25. Juli 1934 wurde er im Kanzleramt von Nationalsozialisten erschossen.

			In Klammer sei hier auf die Staatenlosigkeit von Adolf Hitler hingewiesen. Der in Braunau am Inn geborene Österreicher war allerdings diesbezüglich keiner Repression ausgesetzt, sondern ersuchte im Jahr 1925 um Entlassung aus dem österreichischen Staatsverband. Er tat dies von seinem Wohnort München aus, um einer möglichen Ausweisung in die Heimat wegen diverser Straftaten entgegenzuwirken. Die Entlassung wurde 1925 gewährt, im Jahr 1932 erwarb Hitler die deutsche Staatsbürgerschaft.29

			Unter den linken ÖsterreicherInnen, die von den Klerikal-Faschisten zu Staatenlosen gemacht wurden, befand sich beispielsweise die prominente Sozialforscherin Marie Jahoda. Mit ihrer bahnbrechenden Studie »Die Arbeitslosen von Marienthal« aus dem Jahr 1933 wies sie auf die ökonomischen Ursachen sozialer Probleme hin, konkret auf die kapitalistische Rationalität, die arbeitslos gemachte Menschen in Not, Lethargie und Unglück stürzt. Für ein ständestaatliches Verständnis von Gesellschaft war dies inakzeptabel. Im Untergrund arbeitete Jahoda für die Revolutionären Sozialisten und verlor 1937 die österreichische Staatsbürgerschaft. Ihrem sozialen Engagement tat dies keinen Abbruch. Im Jahr 1950 wurde sie US-Amerikanerin, später nahm sie die britische Staatsbürgerschaft an. Sie starb 94-jährig in Sussex.

			Weitere prominente Linke, die in den Jahren nach 1933 der österreichischen Staatsbürgerschaft verlustig gingen, waren der Kommunist Johann Koplenig und der Sozialdemokrat Julius Deutsch. Beide flohen in die Tschechoslowakei und beide überlebten sowohl das austrofaschistische Österreich als auch das nationalsozialistische Deutschland. Insgesamt, so schätzen Historiker, wurden zwischen 1933 und 1938, dem Zeitpunkt des Einmarsches der Wehrmacht in Österreich, 10.500 Personen staatenlos gemacht.30

			

			Die Situation nach 1945

			Mit der Entwicklung des Völkerrechts nach dem Zweiten Weltkrieg – unter anderem durch die Genfer Flüchtlingskonvention – nahmen die westeuropäischen Staaten von Zwangsausbürgerungen Abstand. Eine solche konnte in der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich nur erfolgen, wenn dadurch der Betroffene nicht staatenlos wurde. Konkret waren Ausbürgerungen über lange Jahrzehnte nur möglich, wenn eine zweite Staatsbürgerschaft gegeben war. Das galt sogar für Fälle, in denen Staatsbürgerschaften durch falsche Angaben erschlichen wurden oder wenn jemand in einer fremden Armee gedient hatte. In Deutschland ist das im Grundgesetz Artikel 16 geregelt.31

			Selbst bewaffnete Staatsfeinde bürgerte die Bundesrepublik Deutschland nicht aus. Mitglieder der »Roten Armee Fraktion«, durch die sich die herrschende Kapitalistenklasse bedroht sah, wurden in den 1970er Jahren zwar über ganze Kontinente hinweg – bis in den arabischen Raum hinein – verfolgt, verhaftet, angeklagt und weggesperrt. Deutsche Staatsbürger blieben sie bis zu ihrem Tod, für den für manche von ihnen der Staatsschutz verantwortlich zeichnete.

			Ein einziges Mal schien es, als würden sich die deutschen Behörden dazu hinreißen lassen, einem veritablen Staatsfeind die Bürgerrechte zu entziehen. Dabei handelte es sich um den linksradikal-anarchistischen Schriftsteller Peter-Paul Zahl. Er hatte bereits mehrere Gefängnisstrafen wegen »öffentlicher Aufforderung zu Straftaten« (genauer: dem Drucken und Verbreiten US-feindlicher Plakate) und versuchten Mordes (genauer: während eines Schusswechsels mit der Polizei verletzte er einen Beamten schwer) hinter sich, als er nach Verbüßung der Haft in die Karibik auswanderte. Dort entzog ihm die deutsche Botschaft seinen Pass, nachdem er sich 1995 in Jamaika einbürgern hat lassen. Nach einigen Querelen erhielt der mittlerweile 60-jährige Zahl seine deutschen Papiere zurück. Eine Staatenlosigkeit war in seinem Fall ohnedies nicht gegeben.

			Die Sachlage in Österreich stellt sich anders dar. Laut § 33, Absatz 2 des Strafgesetzbuches – aus dem Jahr 1985 – »ist die Staatsbürgerschaft zu entziehen, wenn (der Staatsbürger), der im Dienst eines fremden Staates steht, durch sein Verhalten die Interessen oder das Ansehen der Republik erheblich schädigt«.32 Auf der Homepage des Ministeriums für europäische und internationale Angelegenheiten wird noch hinzugefügt: »selbst wenn die Person dadurch staatenlos wird«.33 Seltsamerweise gilt dies nicht, wenn ein Österreicher »an Kampfhandlungen im Ausland« teilnimmt. Dem Autor dieser Zeilen ist – bis Redaktionsschluss dieses Buches – kein Fall bekannt, der aus dieser weitgehenden Gesetzeslage einen Österreicher staatenlos gemacht hätte.

			In der Schweiz dürfen offiziell nur Doppelstaatsbürger das Schweizer Bürgerrecht verlieren, wenn sie – so die allgemein gängige Erklärung – die Interessen und das Ansehen der Schweiz erheblich schädigen. Rund um die Ausrufung des Kalifats durch Führer des »Islamischen Staates« im Jahr 2014 existierten allerdings Überlegungen in allen europäischen Ländern, eigene StaatsbürgerInnen, die sich radikalen Islamisten teilweise kämpfend angeschlossen hatten, auszubürgern. Dabei wurde zunehmend auch die Staatenlosigkeit der Betreffenden in Kauf genommen. Die Ausweitung einer solchen Praxis auf Oppositionelle in anderen Kontexten ist durch die Selbstwahrnehmung der Europäischen Union, die sich zunehmend von Feinden umgeben sieht, bereits im Gange und wird uns weiter unten noch ausführlich beschäftigen.

			Anders als in Westeuropa gerieten im Osten des Kontinents unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg Vertreibung und Ausbürgerung zu einem veritablen bevölkerungspolitischen Instrument. Genauer: Die von der nationalsozialistischen Herrschaft befreiten, nun neu entstehenden Staaten Tschechoslowakei und Polen änderten nach wilden Vertreibungen von Millionen Deutschen auch gesetzlich die Grundlagen für ihre Staatsbürgerschaften. Mit dem Verfassungsdekret Nr. 33 vom August 1945 bürgerte Prag ein Drittel der auf dem tschechischen Territorium lebenden Menschen per Federstrich aus; es betraf alle Deutschen und Ungarn, die keinen sichtbaren Widerstand gegen das NS-Regime geleistet hatten. Um die Staatsbürgerschaft zu erhalten, mussten sie nachweisen, dass »sie der Tschechoslowakischen Republik treu geblieben sind, sich niemals gegen das tschechische oder slowakische Volk vergangen und sich entweder aktiv am Kampf um seine Befreiung beteiligt oder unter dem nazistischen oder faschistischen Terror gelitten haben.
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